
1250-64

Hinterm Heyer

1250-68

1261

1250-69

1262

1250-70 1250-71

1250-55 1250-56

1250-57

1250-67

1250-58

1250-59

1271-7

1274-1

1212-1

1213

1214

1215

12161216-1

1217

1219

1235-1

1250-101250-11

1250-12

1250-8

1250-21

1250-9

1250-29

1250-43

1250-44

1250-31

1250-1

1250-14

1250-2

1250-15

1250-16

1250-4

1250-5

1250-18

1250-6

1250-19

1250-20

1250-45

1250-32

1250-461250-47
1250-60

1250-61

1255-4

1250-65

1258-1

1250-48

1250-36

1250-49

1250-37

1250-50

1250-51

1250-39

1250-52
1250-40

1250-531250-54

1266

1268

1269

1270

1300-72

1300-73

1300-74

1300-60

1300-93

1300-94

1250-42

1300-77

1300-69

1300-70

1300-71

1260

1263

1267

1210

1250-38

1250-41

1256

1246-2

1250-131250-3

1250-17

1250-7

1250-30

1250-33

1250-35

1300-76

G
ra

be
n

Auf der Kerzenheimer Höhe

KKKeeerrrzzzeeennnhhheeeiiimmm
eeerrr   SSStttrrraaaßßßeee

AAAmmm
   SSSccchhhaaarrrfffhhhüüügggeeelll

KKKeeerrrzzzeeennnhhheeeiiimmm
eeerrr   SSStttrrraaaßßßeee

HHHiiinnnttteeerrr   dddeeemmm   HHHeeeyyyeeerrr

HHH
iiinnnttteeerrr   dddeeemmm

   HHH
eeeyyyeeerrr

MMMaaarrraaannnooo   EEEqqquuuooo   SSStttrrraaaßßßeee

MMMaaarrraaannnooo   EEEqqquuuooo   SSStttrrraaaßßßeee

SSSccchhhllleeesssiiieeennnrrriiinnnggg   

13

19
21

23
25 50

40

48

15
17

20

36

22

34

18

42

46

44

17
15

19

24

32

26

30
28

14

12

13
11 2 4

20

6

18

8

16

9

1
3

5

7
5

3

14 12

13

15
17

19
21

7

11
9

10

22

1

12

5

28

26

24

14

16 18

22

11

21

38 A 38 B

7

32 30

15

38

34

20

9

36

3

13

gepl. RRB für AEZG

gepl. Regenrückhaltebecken

best. Lärm
schutzw

all

best. Einlauf

(Tiefpunkt)

Planstraße C

Pl
an

st
ra

ße
 B

Planstraße D

Planstraße A

Planstraße B

1:2

H
ochpunkt L449

1:1.5
1:1.5

1:1.5
1:1.5

WA1

WA1

WA1

WA1R

RF+R

F+R

P

LSW
 (H

öhe: m
ind. 4,5 m

)

WA2

LP
B 

3
LP

B 
2

LP
B 

3
LP

B 
2 LP

B 
3

LP
B 

4

LP
B 

3
LP

B 
4T+E

6
5

3
3

3
8,5

3 5,5 3
3 5,5 3

3
10

3
3

3

3

3

3 8,5 3

3 8,5 3

3

3

3

3

3
5

3
3

3

3
3

8,5
3

2
3

3

3
3

3
3 8,5 3

3
2

8,5

3

7

Planstraße B

L 449

Anfahrsichtw
eite 110m

Anfahrsichtw
eite 110m

M1

M1

M2

M5

M6

M6

M6

ÖG4

ÖG4

ÖG1

ÖG2

ÖG1

M4

M2
M1

ÖG3

M3

Flurstück Nr. 2405

Wirtschaftsweg

WA 2

III

Gebietsbezeichnung

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise o

Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß

Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß 0,4
1,2

Haustyp

10,0 m
11,0 m

Traufhöhe als Höchstmaß

Gebäudehöhe als Höchstmaß

Anzahl der Wohnungen als Höchstmaß siehe textliche
Festsetzung B 5

ED

WA 1

II

o

0,3
0,6

7,0 m
11,0 m

2

0,15 m
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete

Überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:
Parkplätze

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche - Randeingrünung,
Versickerungsflächen und Straßenbegleitgrün

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft,
den Hochwasserschutz und die Regelung des
Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Fläche für die Wasserwirtschaft:
Regenrückhaltebecken

Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Fläche für Lärmschutzwall

Grenze des LärmpegelbereichsLPB 3
LPB 4

LSW

Zeichnerische Hinweise (unverbindlich)

ED

R

P

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:
öffentlicher Fuß- und Radweg

F+R

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:
Transformatorstation und öffentliche Tankstelle für
Elektromobilität

T+E

Öffentliche Grünfläche - Spielplatz

WA 2

III

Gebietsbezeichnung

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise o

Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß

Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß 0,4
1,2

Haustyp

10,0 m
11,0 m

Traufhöhe als Höchstmaß

Gebäudehöhe als Höchstmaß

Anzahl der Wohnungen als Höchstmaß siehe textliche
Festsetzung B 5

ED

WA 1

II

o

0,3
0,6

7,0 m
11,0 m

2

0,15 mOberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss
als Mindestmaß 0,15 m

1,0 mOberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss
als Höchstmaß 0,5 m

Höhenbezugspunkt

Sonstige Planzeichen

Vorgeschlagene Grundstücksgrenze

WA1

Vorgeschlagene Einteilung der Verkehrsfläche

Ausgleichsmaßnahmen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Auslgeichsmaßnahmen

Pflanzung von Straßenbäumen oder Bäumen erster
oder zweiter Ordnung

Öffentliche Grünflächen

Entwässerungsgraben mit Fließrichtung

Meter

0
50

100

Meter

0
50

100

Maßstab im Original: 1: 2000

Sichtwinkel

Bereich ohne Abgrabungen zum Schutz des
Lärmschutzwalls

Teil B - Textliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Allgemeine Wohngebiete
1.1.1 Allgemein zulässige Nutzungen

- Wohngebäude,

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht störende Handwerksbetriebe,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

1.1.2 Nicht zulässige Nutzungen

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

- Anlagen für Verwaltungen,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Höhe baulicher Anlagen und Bezugspunkte
2.1.1 Bezugshöhe

Als Bezugshöhe gilt die Oberkante der öffentlichen Straßenverkehrsfläche in der Mitte der
gemeinsamen Grundstücksgrenze zwischen dem Baugrundstück und der angrenzenden
öffentlichen Straßenverkehrsfläche; bei Eckgrundstücken ist die Mitte der höher liegenden Seite
heranzuziehen.

Baugrundstücke, die an einen zeichnerisch festgesetzten Bezugspunkt grenzen, legen an dieser Stelle 
die Oberkante der öffentlichen Straßenverkehrsfläche als unteren Bezugspunkt zugrunde.

2.1.2 Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss

Zur Ermittlung der Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss ist die Bezugshöhe gemäß B 
2.1.1 heranzuziehen.

2.1.3 Traufhöhe

Als Traufhöhe gilt das Maß zwischen der Bezugshöhe gemäß B 2.1.1 und dem Schnittpunkt
zwischen Außenwand und Oberkante Dachhaut.

2.1.4 Gebäudehöhe

Als Gebäudehöhe gilt das Maß zwischen der Bezugshöhe gemäß B 2.1.1 und dem obersten
Gebäudeabschluss (First).

2.2 Ermittlung der Geschossfläche (§ 20 Abs. 3 BauNVO)

Gemäß § 20 Abs. 3 ist die Geschossfläche nach den Außenmaßen der Gebäude in allen
Vollgeschossen zu ermitteln. Die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen
einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer
Umfassungswände sind ganz mitzurechnen.

3 Garagen und Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 und § 14 BauNVO)

3.1 Garagen
3.1.1 Garagen sind mindestens 5 m hinter die Grenze zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche

zurückzustellen.

3.1.2 Im Baugebiet WA 1 muss dieser Mindestabstand bei Eckgrundstücken und im Baugebiet WA 2
allgemein nur an einer Seite zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche eingehalten werden.

3.2 Nebenanlagen
Für Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO wird eine maximale Größe von insgesamt 25 m² pro
Baugrundstück zugelassen.

4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

4.1 Innerhalb des Baugebiets WA 1 sind je Wohngebäude max. 2 Wohnungen zulässig.

4.2 Innerhalb des Baugebiets WA 2 ist je Wohngebäude und je angefangene 100 m² des
maßgeblichen Baugrundstücks max. 1 Wohnung zulässig.

Die Obergrenze liegt bei Einzelhäusern bei 6 Wohnungen und bei Doppelhäusern bei
2 Wohnungen je Wohngebäude.

5 Bauliche und technische Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung von 
Hochwasserschäden, einschließlich Schäden durch Starkregen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16b BauGB)

5.1 Die Unterkante von Öffnungen zum Keller muss mindestens 15 cm über dem unmittelbar
umgebenden Geländeniveau liegen.

5.2 Die Oberkante des Bodens von Garagen und Nebengebäude muss mindestens 15 cm und darf
höchstens 50 cm über dem Bezugspunkt gemäß B 2.1.1 liegen.

6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

6.1 Bodenschutz
Zum Schutz des Oberbodens und zum Erhalt der Bodenfruchtbarkeit ist der Oberboden vor
Beginn der jeweiligen Baumaßnahme abzuschieben und fachgerecht bis zur Wiederverwendung
zu lagern. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder
überlagert werden.

6.2 Allgemeine Festsetzungen

6.2.1 Die ÖG1 ist mit Regio-Saatgut (Saatgutmischung „Böschungen und Straßenbegleitgrün,
Ursprungsgebiet 9) einzusäen und nach der Fertigstellungspflege mindestens 1x jährlich zu
mulchen.

6.2.2 Die öffentlichen Grünflächen ÖG 2 und ÖG4 sind mit naturraumtreuem Saatgut gemäß 
FLL Richtlinie einzusäen und nach der Fertigstellungspflege 2 x jährlich zu mähen. Das Mähgut 
ist abzutransportieren.

6.2.3 Für sämtliche festgesetzten Baum- und Strauchpflanzungen im Plangebiet sind einheimische
und standortgerechte Gehölze zu verwenden (vgl. Artenauswahl und Pflanzqualität Textziffer B
7.6 + 7.7).

6.2.4 Die anzulegenden Baum- und Strauchpflanzungen sind zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.
Ausfälle sind durch einheimische und standortgerechte Gehölze in der festgesetzten
Pflanzqualität zu ersetzen.

6.2.5 Die nicht überbaubaren Grundstückflächen sind gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu
pflegen.

Innerhalb der unbebauten und unbefestigten Flächen der bebauten Grundstücke ist das Anlegen
von vegetationsfreien Stein-, Kies- oder Schotterflächen mit einer Größe von insgesamt 1 
m² oder mehr je Baugrundstück nicht zulässig. Auch die nicht befestigten Flächen (bspw. Flächen
mit Ziersteinen) sowie deren Unterbau sind wasserdurchlässig herzustellen.

6.2.6 Flächen für Stellplätze, Zufahrten zu Stellplätzen und Garagen sowie notwendige Wege auf dem
Baugrundstück sowie deren Unterbau sind wasserdurchlässig herzustellen. Hierfür eignen sich
z.B. wassergebundene Decken, im Sand verlegte und mit Fugen versehene Pflasterflächen,
Rasengittersteine oder Verbundpflaster mit trichterförmigen und mit Kies gefüllten
Wassereinläufen

6.2.7 Die reihige Anpflanzung von Koniferen und Kirschlorbeer (Prunus laurocerasus) auf den
Privatgrundstücken ist nicht gestattet.

6.3 Erhaltungsbindung von Bäumen und Sträuchern
6.3.1 Alle nicht unmittelbar durch Baumaßnahme betroffenen Straßenbäume entlang der L 449 sind zu 

erhalten und zu pflegen. Sie sind während der Baumaßnahmen gemäß DIN 1820 zu
schützen.

6.3.2 Alle nicht unmittelbar durch Baumaßnahme betroffenen Gehölze auf dem vorhandenen
Lärmschutzwall sind zu erhalten und zu pflegen. Sie sind während der Baumaßnahmen gemäß
DIN 1820 zu schützen.

6.4 Interne Ausgleichsmaßnahmen auf den öffentlichen Grünflächen

Öffentliche Grünfläche ÖG1 - Lärmschutzwall:

6.4.1 Maßnahme M1:

Auf der öffentlichen Grünfläche ÖG1 ist ein Lärmschutzwall mit einer Gesamthöhe von 4,5 m
über dem angrenzenden Straßenniveau der L 449 vorgesehen. Dieser Wall wird auf 20% seiner
Fläche (Deckungsgrad) mit einheimischen, standortgerechten Sträuchern bepflanzt. Die übrigen
Flächen werden mit einer Regio-Saatgutmischung für „Böschungen und Straßenbegleitgrün“ aus
dem Herkunftsgebiet 9 eingesät und nach der Fertigstellungspflege mindestens 1 x jährlich
gemulcht.

6.4.2 Maßnahme M2:

Zwischen der neuen Abflussrinne neben der erweiterten Fahrbahn der L449 und dem
Böschungsfuß des Lärmschutzwalls ist ein 3 m breiter ebener Grünstreifen vorgesehen, auf dem
wieder Linden als Straßenbäume der unten stehenden Pflanzqualität gepflanzt werden.

Öffentliche Grünfläche ÖG2 - im Norden des Plangebietes mit RRB

6.4.3 Maßnahme M3:

Die öffentliche Grünfläche ÖG2 ist als extensiv gepflegte Wiese mit einzelnen Hochstämmen zu
entwickeln. Die Grünfläche ist mit einer extensiven Grünlandmischung autochtoner Herkunft
einzusäen und zweimal jährlich zu mähen, das Schnittgut ist jeweils abzuräumen. Zu pflanzen
sind im Straßenseitenraum 2 Laubbaumhochstämme 1 Ordnung sowie verteilt auf der ebenen
Fläche weitere 5 Hochstämme 2. Ordnung, der untenstehenden Artenliste und Pflanzqualität.

6.4.4 Maßnahme M4:

RRB im Norden des Plangebietes. Das hier innerhalb der ÖG2 vorgesehene RRB soll
entsprechend des Entwässerungskonzeptes über ein Einstauvolumen von 615-655 m³ verfügen,
die Tiefe ist mit 2 m, die Böschungsneigung mit 1:2 angegeben. Da dieses Becken nur 
bei Starkregenereignissen gelegentlich Wasser führen wird, können auf der Beckensohle einzelne
Hochstämme gepflanzt werden, ohne das Einstauvolumen wesentlich zu beeinflussen. Damit im
Einstaufall die Baumstandorte möglichst rasch wieder abtrocknen, sollen sie mindestens 20 cm
höher liegen als die umgebende Beckensohle. Es sind insgesamt mindestens 11 Bäume 
zu pflanzen.

Entlang der Nordgrenze des Beckens ist auf halber Böschungshöhe ein 1,5-2 m breites
Pflanzpodest vorzusehen, welches abschnittsweise mit Strauchgruppen aus unten stehender
Artenliste bepflanzt wird.Öffentliche Grünfläche ÖG3 - Spielplatz

6.4.5 Maßnahme M5:

Auf der als Spielplatz festgesetzten öffentlichen Grünfläche sind mindestens 3 Bäume 1. oder 2.
Ordnung als Hochstamm der unten stehenden Artenliste und Pflanzqualität zu pflanzen.

Öffentliche Grünfläche ÖG4 - im Süden des Plangebietes mit Rückhaltemulde

6.4.6 Maßnahme M6:

Die öffentliche Grünfläche im Süden dient der Ortsrandgestaltung. Das hier vorgesehene RRB
erfordert kein hohes Einstauvolumen und kann als flach modellierte Mulde in die Grünfläche
integriert werden. Zwei der hier stehenden Apfelbäume sind bereits abgängig und werden, da sie 
innerhalb der geplanten Mulde wurzeln, gerodet. Der dritte, außerhalb der Rückhaltemulde
stehende Baum kann erhalten werden. Die Fläche ist analog zu M2 als extensiv gepflegte
Wiese mit einzelnen Wildobst-Hochstämmen zu entwickeln. Beim Pflanzen der Bäume ist auf
den Grenzabstand gemäß Nachbarschaftsrecht zu den Landwirtschaftsflächen zu achten.

Die Grünfläche ist mit einer extensiven Grünlandmischung autochtoner Herkunft einzusäen und
zweimal jährlich zu mähen, das Schnittgut ist jeweils abzuräumen. Zu pflanzen sind verteilt auf
der Fläche mindestens 22 Bäume 2. Ordnung, der unten stehenden Artenliste und
Pflanzqualität.

6.5 Externe Ausgleichsmaßnahmen
Externe Ausgleichsfläche Flurstück 2405
Bei der externen Ausgleichsfläche Flurstück 2405 handelt es sich um ein ehemaliges
Tonabbaugebiet, das wieder verfüllt wurde und nun nicht als Acker genutzt wird, sondern 
als
Ökokontofläche zur Verfügung steht. Im Winter 2021 war es mit Ausnahme eines unbefestigten
Fahrweges mit einer lockeren Gräser-Hochstaudenflur bewachsen. Ziel ist es hier einen
mageren, strukturreichen Lebensraum zu entwickeln. Hierzu sind folgende Einzelmaßnahmen
vorgesehen:
· Um die meist reichlich im Boden vorhandenen Ackerwildkräuter zu dezimieren und das

Einwandern unterschiedlichster Arten zu ermöglichen, ist die gesamte Fläche in den ersten 5
Jahren 1x jährlich zu mähen und das Mähgut abzutransportieren. Zur Anreicherung der
Fläche mit geeignetem Samenmaterial ist die Saatgutübertragung mittels Heumulch aus
artenreichen Wiesen der Region zulässig.

· In den Folgejahren kann ein 15 m breiter Randstreifen der Sukzession überlassen werden.
Hier wird sich mit der Zeit ein Gehölzsaum ausbilden, der zahlreichen Heckenbrütern,
Insekten und Kleinsäugern neuen Lebensraum bietet.

· Im Inneren des Flurstücks ist eine ca. 9.000 m² große Fläche von Gehölzaufwuchs
freizuhalten. Hierfür ist die Fläche 1 x jährlich zu mähen und das Mähgut abzutransportieren.
In Absprache mit der UNB ist evtl. auch eine temporäre, extensive Beweidung zur
Offenhaltung der Fläche geeignet.

· Die flächige Ausbreitung von Neophyten ist gegebenenfalls durch geeignete
Pflegemaßnahmen zu verhindern.

6.6 Pflanzqualitäten
Straßenbäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, StU 16 - 18 cm

Laubbäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, StU 12 - 14 cm

Obstbäume: Hochstamm, Stammhöhe 160 - 180 cm, StU 7 cm

Landschaftssträucher: 2 x verpflanzt, ohne Ballen, Höhe 60-100 cm

Alle hochstämmigen Bäume sind anzupfahlen, alle Gehölze sind mit Verbissschutz zu versehen.
Die festgesetzten Anpflanzungen sind spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der baulichen
Anlagen herzustellen, durch fachgerechte Pflege standortgerecht zu entwickeln und dauerhaft
zu erhalten.

Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. | S. 3634), das
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147) geändert
worden ist.
Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. | S. 3786), die
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) geändert worden ist.
Planzeichenverordnung
(PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 | S. 58), die durch Artikel 3 des Gesetzes
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Landesbauordnung Rheinland-Pfalz
(LBauO) vom 24. November 1998 (GVBl. 1998 | S. 365), letzte berücksichtigte Änderung:
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. | S. 543).
Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz
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Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2003 (GVBI. | S. 209).

6.7 Pflanzenauswahl
6.7.1 Für die festgesetzten Baum und Strauchpflanzungen auf den öffentlichen und privaten Flächen

ist die nachstehende Pflanzenauswahl zu berücksichtigen.

6.7.2 Artenliste
Bäume 1. Ordnung:

Fraxinus excelsior Esche

Ulmus laevis Flatterulme

Quercus petraea Traubeneiche

Quercus robur Stieleiche

Tilia cordata Winterlinde

Tilia platyphyllos Sommerlinde

6.7.2 Bäume 2. Ordnung:
Acer campestre Feldahorn

Carpinus betulus Hainbuche

Juglans regia Walnuss

Malus sylvestris Wildapfel

Prunus avium Vogelkirsche

Prunus padus Traubenkirsche

Pyrus pyraster Wildbirne

Sorbus aria Mehlbeere

Sorbus aucuparia Eberesche

Sorbus domestica Speierling

Sorbus torminalis Elsbeere

6.7.3 Sträucher:
Cornus mas Kornelkirsche

Cornus sanguinea Roter Hartriegel

Corylus avellana Waldhasel

Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen

Ligustrum vulgare Liguster

Lonicera xylosteum Heckenkirsche

Prunus mahaleb Weichselkirsche

Prunus spinosa Schlehe

Rhamnus cathartica Kreuzdorn

Ribes alpinum Johannisbeere

Rosa canina Hundsrose

Rosa rubiginosa Weinrose

Rosa pimpinellifolia Bibernellrose

Salix caprea Salweide

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum lantana Wolliger Schneeball

6.7.4 Obstbäume

Zu verwenden sind standortangepasste Sorten der Streuobst-Sortenempfehlungsliste für
Rheinland-Pfalz.

7 Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

7.1 Lärmschutzwall
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Fläche ist als Anlage zum Immissionsschutz ein
Lärmschutzwall mit einer Mindesthöhe von 4,5 m über der Fahrbahnoberfläche (L 449) 
am nächstgelegenen Fahrbahnrand auszuführen.

7.2 Passiver Schallschutz
7.2.1 In dem zeichnerisch festgesetzten Lärmpegelbereich III (LPB 3) sind passive Maßnahmen zum

Schallschutz erforderlich.

Innerhalb des Lärmpegelbereichs III gilt hiervon abweichend für die von der maßgeblichen
Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite (Westseite) der Lärmpegelbereich II. Passive
Maßnahmen zum Schallschutz sind an dieser Gebäudeseite nicht erforderlich.

7.2.2 Für die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen ist gemäß Tabelle 8 der DIN 4109
im Lärmpegelbereich III ein Schalldämm-Maß erf. R'W,res von 35 dB maßgeblich.

Hiervon kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass im Einzelfall geringere
Lärmpegelbereiche vorliegen. Die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile
können dann entsprechend den Vorgaben der DIN 4109 reduziert werden.

7.2.3 Innerhalb des Lärmpegelbereichs III dürfen entlang der Ostfassade der Wohngebäude keine
Fenster von Räumen errichtet werden, die zum Schlafen genutzt werden.

Die zur Belüftung erforderlichen Fenster von Räumen in Lärmpegelbereich III, die zum Schlafen
genutzt werden, sind nach Westen zu orientieren. Sofern dies nicht realisierbar ist, sind
schallgedämpfte Lüftungseinrichtungen vorzusehen.

7.3 Luftwärmepumpen
Luftwärmepumpen sind entweder in ein Haupt- oder Nebengebäude (bspw. Garage) zu
integrieren oder vollständig einzuhausen (sog. Kapselung).

Die Innenwände der Einhausung sind schallabsorbierend und sämtliche Durchführung
(Leitungen, Luftdurchlässe) - auch bei Luftwärmepumpen im Gebäude - schalldicht auszuführen
(bspw. mit Vorsatzschalen).

8 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs 1 Nr. 25 a BauGB)

Je Baugrundstück sind mindestens zwei Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Die Pflanzqualität gem. B 7.6 ist zu beachten.

Die Artenliste gem. B 7.7.2 ist zu beachten. Hochstämmige Obstbäume sowie Beerensträucher
sind zulässig.

9 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Auf den Baugrundstücken wird innerhalb eines 3 m breiten Streifens ab der Grenze zur
öffentlichen Straßenverkehrsfläche eine Fläche für Aufschüttungen, Abgrabungen und
Stützmauern festgesetzt, soweit diese zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind.

10 Bedingtes Baurecht (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

Die bauliche Nutzung von Grundstücken, die sich vollständig oder teilweise im
Lärmpegelbereich 3 befinden, ist erst dann zulässig, wenn der gem. B 8.1 festgesetzte
Lärmschutzwall vollständig errichtet wurde.

1 Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)

1.1 Dachform und Dachneigung
1.1.1 Einzelhäuser:

Geneigte Dächer mit 7 - 45° Neigung

1.1.2 Doppelhäuser:

Geneigte Dächer mit zwingend 35° Neigung

Ausnahme

Bei gemeinsamer Errichtung von Doppelhäusern, sind gleiche Dachneigungen und Dachformen
vorzusehen. Abweichend von den vorstehenden zwingenden Festsetzungen können dann auch
Dachneigungen von 7 - 45° zugelassen werden.

1.1.3 Garagen und Nebengebäude:

Flachdach oder flachgeneigtes Dach mit 0 - 15° Neigung oder Dachform und -neigung wie beim
Hauptgebäude

1.2 Dachaufbauten
Dachaufbauten (Dachgauben) sind allgemein zulässig. Die Gesamtbreite der Gauben darf auf
jeder Gebäudeseite 1/2, die Breite jeder Einzelgaube 1/3 der Gebäudebreite, max. jedoch 4,0 m,
nicht überschreiten.

1.3 Dacheinschnitte
Dacheinschnitte (Loggien) sind allgemein zulässig. Es gilt die Längeneinschränkung wie bei Ziff.
1.2.

1.4 Dacheindeckungen
1.4.1 Die Dacheindeckung ist kleinteilig und nicht reflektierend sowie nicht blendend in den Farben

Rot bis Rotbraun und Anthrazit auszuführen.

Dacheindeckungen aus Metall, Kunststoff oder Faserzementplatten sind nicht zulässig.

1.4.2 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie Dachbegrünungen sind von der
Festsetzung C 1.4.1 ausgenommen.

2 Einfriedungen und Stützmauern (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

2.1 Höhe von Einfriedungen und Stützmauern
Einfriedungen und Stützmauern dürfen eine Höhe von max. 2,0 m nicht überschreiten. Gleiches
gilt für eine Kombination aus Einfriedung und Stützmauer.

Stützmauern, die eine Höhe von 1,0 m überschreiten, sind zu begrünen.

Im Vorgartenbereich - Flächen zwischen der öffentlichen Straßenverkehrsfläche und der
straßenseitigen Baugrenze - dürfen Einfriedungen eine Höhe von max. 1,0 m nicht
überschreiten. Gleiches gilt für eine Kombination aus Einfriedung und Stützmauer.

2.2 Böschungen und Stützmauern
2.2.1 Mehrere Böschungen und Stützmauern müssen untereinander mind. einen Abstand von     3 m

einhalten.

2.2.2 Innerhalb des zeichnerisch festgesetzten Bereichs „ohne Abgrabungen zum Schutz des
Lärmschutzwalls“ sind keine Abgrabungen zulässig.

2.3 Gestaltung von Einfriedungen
Einfriedungen aus Aluminiumblech, Kunststoffglas, sonstigen Kunststoffen sowie reihigen
Anpflanzungen von Koniferen (z.B. Lebensbaum, Fichte, Tanne) sind nicht zulässig.

Maschendrahtzäune sind mit Sträuchern zu begrünen.

Die Pflanzqualität gemäß B 7.4 und die Artenliste gemäß B 7.5 sind zu beachten.

3 Vorgärten und Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Baugrundstücke
(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

3.1 Vorgärten
3.1.1 Der Vorgartenbereich - Flächen zwischen der öffentlichen Straßenverkehrsfläche und der

straßenseitigen Baugrenze - ist zu mind. 50 % zu begrünen und darf nicht als Arbeits- 
oder Lagerfläche genutzt werden.

Bei Eckgrundstück gilt dies auf beiden Vorgartenseiten.

Innerhalb des Baugebiets WA 2 ist nur eine Vorgartenseite zu begrünen.

3.1.2 Der Vorgartenbereich ist auf das Niveau der angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche
aufzufüllen oder abzugraben.

3.1.3 Stellplätze, Garagen und Nebengebäude sind im Vorgartenbereich nicht zulässig.

Abweichend davon:

- sind Stellplätze in direkter Zuordnung zu einer Garage zulässig.

- sind Garagen bei Eckgrundstücken an einer Seite zulässig.

3.2 Unbebaute Fläche der bebauten Baugrundstücke
Die unbebauten und unbefestigten Flächen der bebauten Grundstücke sind unversiegelt zu
lassen und zu begrünen.

Die Festsetzung gem. B 7.2.5 ist zu beachten.

4 Stellplatzverpflichtung (§ 88 Abs. 3 i.V.m. § 47 Abs. 1 LBauO)

Es gilt die rechtskräftige Stellplatzsatzung der Ortsgemeinde Göllheim.

1 Belange des Umweltschutzes
1.1 Bodenschutz

Es werden projektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen.

Die einschlägigen Regelwerke, wie z.B. DIN 1054, DIN 4020, DIN EN 1997-1 und-2, DIN 4124,
sind zu beachten.

Im Bereich des Plangebietes kann das natürliche Radonpotenzial lokal erhöht sein. Es 
wird daher empfohlen, bei Neubauten darauf zu achten, dass eine durchgängige
Betonfundamentplatte erstellt wird und der DIN-gerechte Schutz gegen Bodenfeuchte
gewährleistet ist. In Kellerräumen oder Räumen mit erdberührten Wänden, die dauerhaft durch
Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden, sollte auf ausreichende (Fenster) 
-Lüftungen (Stoßlüften) vor allem während der Heizperiode geachtet werden.

Zur Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des einzelnen Bauplatzes sind
orientierende Radonmessungen in der Bodenluft sinnvoll.

1.2 Klima
Flachdächer und flachgeneigte Dächer mit einer Dachneigung bis zu 20° sollen dauerhaft
extensiv begrünt werden. Dabei sollte eine mind. 10 cm starke durchwurzelbare Substratschicht
vorgesehen werden. Es sollten heimische Pflanzengesellschaften verwendet werden, z.B.
Sedum-Gras-Kraut-Begrünung.

1.3 Artenschutz
Für sämtliche Außenanlagen sollen insektenverträgliche, z.B. mit
Natriumdampfhochdrucklampen betriebene, Beleuchtungskörper verwendet werden.

Zum Schutz der vorhandenen Vogelwelt sollen sämtliche Rodungsmaßnahmen während der
Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar durchgeführt werden.

2 Archäologische Denkmalpflege
1. Bei der Vergabe der vorbereitenden Baumaßnahmen (wie Mutterbodenabtrag) hat der

Vorhabenträger im Sinne der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur zur Durchführung von § 21, Abs. 3 DSchG, Punkt 2,
sowie für die späteren Erdarbeiten der Bauträger/ Bauherr, die ausführenden Baufirmen
vertraglich zu verpflichten, mit der Direktion Landesarchäologie zu gegebener Zeit (mind. 4
Wochen im Voraus) die Vorgehensweise und Terminierung der Arbeiten in Schriftform
abzustimmen. Ein Mitarbeiter des Amtes wird die Bauarbeiten überwachen.

2. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage
kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich
unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der
Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.

4. Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie
ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, in Absprache mit den
ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen
Forschung entsprechend durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist mit
Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evt. notwendigen Grabungen sind von
Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich.

5. Es wird darauf hingewiesen, dass die Meldepflicht besonders für die Maßnahmen
(Mutterbodenabtrag) zur Vorbereitung der Baumaßnahmen gilt.

3 Kampfmittel
Das Vorhandensein von Weltkriegsmunition kann nicht grundsätzlich ausgeschlossen 
werden. Kampfmittelfunde gleich welcher Art, sind unverzüglich dem Kampfmittelräumdienst
Rheinland-Pfalz zu melden. Der Kampfmittelräumdienst entscheidet dann über die weitere
Vorgehensweise. Die Fachunternehmen sind nicht berechtigt selbstständig Fundmunition zu
entschärfen, zu sprengen und auf öffentlichen Straßen zu transportieren.

4 Nebenanlagen nach § 14 BauNVO
Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur
Ableitung von Abwasser notwendigen, untergeordneten Nebenanlagen sowie
fernmeldetechnische Nebenanlagen und Anlagen für erneuerbare Energien gemäß § 14 Abs. 2
Satz 2 BauNVO sind ausnahmsweise auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche
zulässig.

5 Hochwasserangepasste Bauweise
Es wird empfohlen, entlang der Grenze zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche eine
Entwässerungsrinne zu errichten, die Niederschlagswasser von den privaten Baugrundstücken
fernhält.

Es wird eine hochwasserangepasste Bauweise, z.B. durch die Wahl von hochwasserresisten
Materialien, empfohlen.

6 Zisternen
Es wird empfohlen, eine Zisterne zur Brauchwassernutzung in ausreichender Größe zu
errichten.

7 Schutz von Leitungen / Koordination von Erschließungs- und Baumaßnahmen
Im Plangebiet befinden sich unterirdische Stromversorgungseinrichtungen, die in der
Planzeichnung informatorisch nicht ausgewiesen sind. Die tatsächliche Lage dieser
Versorgungseinrichtungen ergibt sich allein aus der Örtlichkeit. Das Erfordernis von Maßnahmen
zur Sicherung/Änderung dieser Versorgungseinrichtungen im Zusammenhang mit
Erschließungs- und Baumaßnahmen ist frühzeitig mit dem Leitungsbetreiber abzuklären.

Der Träger der Versorgung des Plangebiets mit elektrischer Energie ist für Planung und Bau zur
Erweiterung/Anpassung des bestehenden Leitungsnetzes frühzeitig über den Beginn und Ablauf
der Erschließungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten.

Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdischer
Versorgungsleitungen sind die Abstandsvorgaben der geltenden technischen Regelwerke (z.B.
„Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen
und Verkehrswesen) zu beachten. Bei Nichteinhaltung der dort angegebenen
Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen
Versorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von
Trennwänden) zu treffen.
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Lage in der Gemeinde

Ortsgemeinde Göllheim

Bebauungsplan:
"Süd X, Änderung und Erweiterung I"

Dieter Hartmüller
Ortsbürgermeister

Ausfertigung

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetztungen durch
Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des jeweils
zuständigen gemeindlichen Gremiums übereinstimmen und dass die für die Rechtswirksamkeit
maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Göllheim, 01.04.2022

gez. Hartmüller (DS)
.................................

Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB, § 24 GemO)

Der Satzungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht am 16.02.2023

Damit sind der Bebauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften in Kraft
getreten.

Göllheim, 17.02.2023 

gez. Hartmüller (DS)
..................................

1 Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB)

1.1 Beschluss des Rates am 07.05.2019
1.2 Bekanntmachung im Amtsblatt am 23.05.2019

2 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB)

2.1 Öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt am 18.07.2019
2.2 Zeitraum der Auslegung vom 29.07.2019

bis 28.08.2019

3 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)

3.1 Unterrichtung der Behörden und Betroffenen mit Schreiben am 10.07.2019
3.2 und Aufforderung zur Stellungnahme am 28.08.2019
3.3 Abwägungsbeschluss am 22.04.2021

4 Beteiligung der Öffentlichkeit

4.1 Öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt am 20.05.2021
4.2 Zeitraum der Auslegung vom 24.05.2021

bis 30.06.2021

5 Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§4 Abs. 2 BauGB)

5.1 Unterrichtung der Behörden und Betroffenen mit Schreiben  am 20.05.2021

5.2  und Aufforderung zur Stellungnahme am 30.06.2021

5.3 Abwägungsbeschluss am 24.03.2022

6 Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 3 BauGB) am 24.03.2020

Dieter Hartmüller
Ortsbürgermeister

ÖG1

Teil A - Erläuterung der Planzeichnung
Teil A - PlanzeichnungExterne Ausgleichsfläche

Genehmigung der unteren Landesplanungsbehörde gem. § 10 Abs. 3 BauGB

am  __ . __ . ____

Genehmigung

Genehmigung gem. § 10 Abs. 2 i. V. m. § 6 Abs. 4 S. 4 BauGB.

Göllheim, den 08.12.2022 gez. Sengül, VG Göllheim (DS)
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